
Anlage 2 zur Vorlage B 0610001 

Gesellschaftsvertrag der Stadtpark Norderstedt GmbH 

5 1 Firma, Sitz der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft führt die Firma 
Stadtpark Norderstedt GmbH 

2. Sitz cl er Gesellschaft ist Norderstedt. 

5 2 Gegenstand der Gesellschaft 

1. Gegenstand des Unternehmens ist: 

Durchführung einer Landesgartenschau sowie der nachhaltige Betrieb der 
irn Zusammenhang damit im Stadtpark in Norderstedt erstellten Anlagen 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, durch 
die der- Gesellschaftszweck gefördert werden kann. Sie kann sich zur Erfül- 
lung ihrer Aufgaben anderer Unternehmen bedienen, sich an ihnen beteili- 
gen oder solche Unternehmen sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errichten, 
erwer-hen und pachten. 

3. Die Gesellschaft wird so geführt, dass der Gesellschaftszweck erfüllt wird. 
Sie soll für die technische und wirtschaftliche Entwicklung notwendige Rück- 
lagen aus dem Jahresgewinn bilden und mindestens eine marktübliche Ver- 
zinsung des Eigenkapitals erwirtschaften. 

5 3 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

1.  Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

5 4 Stammkapital 

1 .  Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 125.000 € 
( i .  W.: Euro) 

2. Die Stammeinlage wird übernommen von: 

Stadt / Stadtwerke Norderstedt 125.000 € 

5 5 Organe der Gesellschaft 

Die Organe der Gesellschaft sind 

1 . die Geschäftsführung 

2. der Acifsichtsrat 



3. die Gesellschafterversammlung 

1 . Die Gesellschaft hat eineln oder mehrere Geschäftsführerlinnen. Ist einte 
Geschäftsführerlin bestellt, so wird die Gesellschaft durch sielihn vertreten. 
Sind mehrere Geschäftsführerlinnen bestellt, so wird die Gesellschaft durch 
zwei Geschäftsführerlinnen oder durch eineln Geschäftsführerlin und eineln 
Pr-okciristinlen vertreten. Den Geschäftsführerlinnen kann durch den Auf- 
sichtsrat Einzelvertretungsbefugnis erteilt werden. Dertdie Geschäftsfüh- 
rer-linnen können durch Beschluss des Aufsichtsrates von den Beschrän- 
I{iingen des § 181 BGB befreit werden. 

2. Derldie Geschäftsführerlinnen werden unbefristet bestellt. Mitglieder des 
Acifsichtsrates können nicht zugleich Geschäftsführerlin sein. 

2 Das Dienstverhältnis der Geschäftsführerlinnen ist in einem besonderen An- 
stellungsvertrag zu regeln. Der Vertrag bedarf der Unterschrift der/des Auf- 
.;~chtsratsvorsitzenden. 

4 Derlclic: Geschäftsführerlinnen sind für das Führen der laufenden Geschäfte 
verantwortlich. Sie sind zur Zusammenarbeit mit dem Beteiligungsmanage- 
inent der Stadt Norderstedt verpflichtet. Die damit verbundenen Aufgaben 
erget~en sich aus den Regeln für das Beteiligungscontrolling der Stadt Nor- 
derstedt. Die Geschäftsführung leitet die Gesellschaft nach Maßgabe der 
Gesetze, des Gesellschaftsvertrages, der Gesellschafterbeschlüsse und der 
Besc~ilüsse des Aufsichtsrates in eigener Verantwortung. 

Zu den laufenden Geschäften zählen alle wiederkehrenden Maßnahmen, 
!velctie zur Aufrechterhaltung des Betriebes notwendig sind. Hierzu zählen 
i ~ s t ~ ~ ~ s o n d e r e  die folgenden Aufgaben: 

i I t-~ihrung der Handelsbücher (Buchführungspflicht) 
' I  'iufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes der Gesell- 

-c,haft (§ 13) 
1 -  'iufstellung des Wirtschaftsplanes und Berichterstattung an den Auf- 

xhtsrat (§ 12) 
ci) 131-ganisatorische und personalwirtschaftliche Maßnahmen sowie 

"iechtsgeschäfte zur Ausführung des Wirtschaftsplanes (§ 12) innerhalb 
fies dort gegebenen Rahmens. In die Personalkompetenz der Ge- 
xhäftsführung eingeschlossen ist die Anstellung und Entlassung von 
leitenden Mitarbeitern. 

5. Die hilitglieder der Geschäftsführung haben bei ihrer Geschäftsführung die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwen- 
den. Uber vertrauliche Angelegenheiten und Geheimnisse der Gesellschaft 
tiai>eri sie Stillschweigen zu bewahren. 

1 Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Er besteht aus 13 Mitgliedern. Die 
Aufsichtsratsmitglieder werden von der Stadt Norderstedt entsandt. 

Zu den Mitgliedern gehören: 



a) der Oberbürgermeister der Stadt Norderstedt 

11) drei im Zusammenhang mit dem Gegenstand der Gesellschaft fachlich 
q~ralifizierte Mitglieder 

sowie 

C) weitere 9 Mitglieder der Stadtvertretung oder bürgerliche Mitglieder der 
Ausschüsse der Stadtvertretung der Stadt Norderstedt. 

Die Hi-ritszeit beginnt mit der Bestellung durch die Gesellschafterversamm- 
lung. 

Die iimtsdauer des Aufsichtsrates endet nach Ablauf der Wahlperiode der 
Stadtvertretung der Stadt Norderstedt, aber spätestens mit dem Ablauf der 
Gesellschafterversammlung, die über die Entlastung für das fünfte Ge- 
schaitsjahr beschließt, das nach der Bestellung des Aufsichtsrats beginnt. 
Irn letzteren Fall wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht 
mitgerechnet. Der alte Aufsichtsrat führt die Geschäfte bis zur Bildung des 
neuen Aufsichtsrates fort. Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied während der 
Amtszeit aus, so erfolgt eine neue Bestellung nur für den Rest der Amtszeit. 

War fur die Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds seine Zugehörigkeit zur 
Verwaltung oder zur Stadtvertretung der Stadt Norderstedt bestimmend, so 
scheidet das Aufsichtsratsmitglied zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus der 
Verwaltung oder der Stadtvertretung auch aus dem Aufsichtsrat aus. 

Jedes Mitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwöchigen Frist 
ciurcti schriftliche Erklärung gegenüber der Gesellschaft niederlegen. 

Die Aufsichtsratsmitglieder können von der Stadt Norderstedt jederzeit ab- 
berufen werden. 

Dei- Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte dielden Vorsitzendeln des Aufsichts- 
rates sowie eineln Stellvertreterlin. Die Wahl erfolgt für die Restdauer ih- 
rerlseiner ursprünglichen Amtszeit. 

Der Aufsichtsrat wird von derldem Vorsitzenden oder bei derenldessen Ver- 
hinderung von ihrerlseinem Stellvertreterlin einberufen, so oft es die Ge- 
schafte erfordern oder wenn dies von der Geschäftsführung oder zwei Auf- 
sichtsratsmitgliedern beantragt wird. Der Aufsichtsrat sollte einmal im Ka- 
lencierhalbjahr tagen. Über Ausnahmen entscheidet die Gesellschafterver- 
sari~rrilung. 

Die (;eschäftsführung nimmt an den Sitzungen teil, sofern der Aufsichtsrat 
nicht irr1 Einzelfall etwas anderes beschließt. 

Die Einberufung muss schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung und Ü- 
bersendung der Vorlagen mit einer Frist von mindestens 2 Wochen seit Auf- 
gabe des Briefes erfolgen. In dringenden Fällen kann eine andere Form der 
Einberufung und eine kürzere Frist gewählt werden. 

Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss. Er ist beschlussfähig, wenn 
mindestens die Hälfte der Mitglieder, darunter derldie Vorsitzende oder 
seiniihr Stellvertreterlin an der Beschlussfassung teilnehmen. Beschlüsse 
werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Ergibt sich 
Stimmengleichheit, so gibt bei erneuter Abstimmung über denselben Ge- 
gensiand und Stimmengleichheit die Stimme derldes Vorsitzenden den Aus- 
> C h I '+ 



12. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können ihr Stimmrecht schriftlich aus- 
iiben Eine Bevollmächtigung ist nicht zulässig. 

13 I J t~e r  die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, 
die \ / i - ) r i  demlder Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. Sie ist den 
~Gvsellschaftern auf Verlangen zugänglich zu machen. 

1:;. Erkl$:~ingen des Aufsichtsrates werden vomlvon der Vorsitzenden oder in 
!/erhiriderung von seinemlihrer Vertreter(in) im Namen des Aufsichtsrates 
[inter der Bezeichnung „..." abgegeben. 

15.  Die blitglieder des Aufsichtsrats nehmen ihre Aufgaben mit der Sorgfalt und 
Veraritwortung eines ordentlichen Aufsichtsratsmitglieds wahr. Insbesondere 
sind sie in allen vertraulichen Angelegenheiten und Geheimnissen der Ge- 
sellsc.haft zur Verschwiegenheit gegenüber Dritten verpflichtet. 

§ 8 Aufgaben des Aufsichtsrates 

1. Der- /\iifsichtsrat überwacht die Tätigkeit der Geschäftsführung in entspre- 
cht:n(.?er Anwendung des § 11 1 Aktiengesetz und bereitet die Beschlüsse 
der C~esellschafterversammlung vor. Er hat sich für die wirtschaftliche Leis- 
ii.iiigsfa higkeit der Gesellschaft einzusetzen. 

2 Dj;rii i::ufsichtsrat obliegen 

Fjestellung und Abberufung der Geschäftsführer 
LSeschluss über die Einrichtung eines oder mehrerer Beiräte (§ 9) und 
tlie darin vertretenen Verbände und Vereinigungen 
Gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Gesellschaft gegen- 
iiher den Geschäftsführern, insbesondere deren Anstellung und Ent- 
I a ssung 
Erteilung und Widerruf von Alleinvertretungsbefugnissen für einzelne 
(~eschäfisführer 
Beschluss des Wirtschaftsplanes und seiner Änderungen 
Entscheidung über die Aufnahme von Krediten, soweit sie nicht im 
\&'irtschaftsplan enthalten sind, sowie die Grundsätze für die Gewäh- 
r urig der Darlehen, die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder 

hnlichen Sicherheitsleistungen 
Entgegennahme der unterjährigen Berichte der Geschäftsführung 
Einleitung gerichtlicher und schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren 
Beendigung durch Rücknahme der Anträge oder Vergleich, sofern sie 
von grundsätzlicher oder wirtschaftlicher Bedeutung sind 
Erteilung und Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten 
k'orberatung der Ziffern e., f., g. und i. der Gesellschafterversamm- 
I~ingsaufgaben (§ I I ) für die Gesellschafterversammlung. 

3. Dei- Aufsichtsrat kann der Geschäftsführung eine Geschäftsordnung geben. 
Sitid mehrere Geschäftsführerlinnen bestellt (§ 6), so enthält die dann zwin- 
gend? Geschäftsordnung die Geschäftsverteilung innerhalb der Geschäfts- 
fci tiruvig. 

4 Die Leschäftsführung bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats in folgenden 
iirqelegenheiten 



Miet-, Pacht- und Leasingverträge über Immobilien, soweit im Einzelfall 
eil i vom Aufsichtsrat festzulegender Betrag überschritten wird 

1 Ubernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährsverträgen und 
Bestellung sonstiger Sicherheiten, soweit im Einzelfall ein vom Auf- 
sichtsrat festzulegender Betrag überschritten wird 

C] Gewährung von Darlehen, Verzicht auf Ansprüche, Führung von 
Rechtsstreiten, Abschluss von Vergleichen soweit ein vom Aufsichtsrat 
festzulegender Betrag überschritten wird 

Die \Nertgrenzen werden in der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung 
festgelegt. 

5 9 Beirate, Aufgaben der Beiräte 

1 Ein b o i n  Aufsichtsrat eingerichteter Beirat (§ 8 Ziffer 2. Buchstabe b)) be- 
stetit aus gesandten Vertretern von mit dem Gegenstand des Unterneh- 
niens (§ 2) befassten und durch Beschluss vom Aufsichtsrat bestimmten 
\/erbanden oder Vereinigungen. 

2.  Der Beirat berät den Aufsichtsrat und die Geschäftsführung bei der Formu- 
lierung und Umsetzung von Betriebskonzeptionen für den Park sowie bei 
der Konzeption und Ausführung größerer Veranstaltungen im Rahmen des 
Parkketriebes. 

3. Der Beirat gibt Beschlussempfehlungen an den Aufsichtsrat sowie Hand- 
I~ingsernpfehlungen an die Geschäftsführung. 

4. Dic Formulierung der unter Ziffer 3. genannten Empfehlungen erfolgt im 
Ratir:ien von Sitzungen des Beirates einstimmig. 

5. DFI- Ectirat wählt aus seiner Mitte dielden Vorsitzendeln des Beirates sowie 
ci riei!: Ctellvertreterlin. 

6. Die Sitzungen des Beirates werden von derldem Vorsitzendes des Beira- 
tes, tlerldem Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder der Geschäftsführung 
einberufen. Die Einladung erfolgt mit einer Frist von mindestens 7 Tagen 
durch die Geschäftsführung. Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen 
cies Beirates teil und fertigt eine Niederschrift an, die im wesentlichen die 
Beschlussempfehlungen gemäß Ziffer 3. und diese begründende Sachver- 
halte enthält. Die Niederschrift ist den Mitgliedern des Beirates und den Ad- 
ressaten der Beschlussempfehlungen zuzuleiten. 

1. Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführung einberu- 
fen. Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten 6 Mo- 
naten des Geschäftsjahres statt. 

2. Die (~esellschafterversammlung wird schriftlich unter Mitteilung der Tages- 
ordnung mit einer Frist von mindestens 10 Tagen einberufen. Bei einer au- 
ßerordentlichen Gesellschafterversammlung ist eine Fristverkürzung zuläs- 
siq. 

3. Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung findet statt, wenn dies im 
Interesse der Gesellschaft erforderlich ist. 



4 Die Geschäftsführung nimmt an der Gesellschafterversammlung teil, sofern 
die Gesellschafterversammlung im Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt. 

5. Uber den wesentlichen Verlauf der Gesellschafterversammlung und die ge- 
fassten Beschlüsse ist unverzüglich ein Protokoll anzufertigen, das vom Ge- 
sellschafter zu unterschreiben ist. Die Urschrift der Niederschrift ist zu den 
Akten  der Gesellschaft zu nehmen. Eine Kopie des Protokolls ist dem 
Hauptausschuss der Stadt Norderstedt in nichtöffentlicher Sitzung zur 
Ki:nntnis zu bringen. 

5 1 I Aufga beri der Gesellschafterversammlung 

Der Beschlussfassung und der Zustimmung der Gesellschafterversammlung un- 
terliegen die ihr nach dem Gesetz vorbehaltenen Fälle, sofern nicht der Aufsichts- 
rat nach diesem Gesellschaftsvertrag hierüber beschließt. Danach fallen in die 
Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung insbesondere: 

a) Anderurigen des Gesellschaftsvertrages, 

b) Abcchlciss von Gesellschaftsverträgen jeder Art, 

C) Gründ ~ ing ,  Übernahme und Beteiligung an Unternehmen sowie Veräußerung 
von Anteilen an diesen, 

d) Zustii~irr-iung zur Verfügung über Geschäftsanteile, Teilung von Geschäftsan- 
teilet?. 

e) Ubernahme neuer Aufgaben und Aufgabe bisheriger Unternehmensgegens- 
tände i. S. des § 2 Abs. 1 dieses Vertrages, 

f) Bestellung des Abschlussprüfers, 

g) Entgegennahme des Lageberichtes, Feststellung des Jahresabschlusses und 
Beschluss über die Ergebnisverwendung, 

h) Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder und der Geschäftsführung, 

i) Entscheidung über den Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstü- 
cken unci grundstücksgleichen Rechten und anderen Vermögensgegenstän- 
den so~weit sie nicht im Wirtschaftsplan enthalten sind, 

j) Eritschriidung über den Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Beherr- 
schurigs- und Gewinnabführungsverträgen, 

k) Festsetzung der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, 

I) Geltenclmachung von Regressansprüchen gegenüber der Geschäftsführung 
und Mitgliedern des Aufsichtsrates 

§ 12 Wirtschaftsplan 

I. Die Geschäftsführung stellt in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften der 
Eicjenbetriebsverordnung den Wirtschaftsplan auf. Sie legt den Wirtschafts- 
plan so rechtzeitig vor, dass er vom Aufsichtsrat vor Beginn der abschlie- 
&enden Haushaltsberatungen beschlossen werden kann. 

2. Dei- bVirtschaftsplan umfasst einen Vorbericht, den Erfolgsplan, den Vermö- 
cjens:~lan, die Stellenübersicht und eine fünfjährige Finanzplanung. Die Fi- 



~ianrplanung ist eine auf der Grundlage des abgeschlossenen Geschäftsjah- 
:-es entwickelte Vorausschau im Bereich des Erfolgs- und Vermögensplans 
für das laufende Geschäftsjahr und die darauf folgenden 4 Geschäftsjahre. 

3.  6ei  wesentlichen Abweichungen vom Wirtschaftsplan im Sinne von § 12 
At1s.J FigVO ist ein Nachtrag aufzustellen. 

5 13 Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung, Gewinnvewendung 

1 Jahi-esabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und 
Lagebericht sind von der Geschäftsführung in den ersten drei Monaten des 
Geschaftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen. 

2 Die Prufung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes erfolgt in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften des 3. Buches des HGB für große 
Kapitalgesellschaften. 

5 Ist die Gesellschaft eine kleine Kapitalgesellschaft im Sinne von § 267 HG6 
~ r f o l g t  die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts nach den 
Bestimmungen des KPG. 

4. Der Stadt Norderstedt werden die Befugnisse nach § 53 HGrG eingeräumt. 
Der-ii Rechnungsprüfungsamt der Stadt Norderstedt und dem Landesrech- 
ricingshof Schleswig-Holstein werden die Befugnisse nach § 54 des HGrG 
eingeräumt. Der Auftrag an den Abschlussprüfer ist auch auf die Aufgaben 
nach $j 53 Abc. 1 Ziffern 1 und 2 des HGrG zu erstrecken. 

5. Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts des Abschlussprüfers hat 
die Geschäftsführung den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Prü- 
furiysbericht dem Aufsichtsrat zur Prüfung und anschließend den Gesell- 
schaftern zur Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen. 
Der i3ericht des Aufsichtsrates über das Ergebnis seiner Prüfung ist den 
Gesellschaftern zusammen mit dem Vorschlag der Geschäftsführung über 
die Ercjebnisverwendung ebenfalls unverzüglich vorzulegen. 

6 Die (~esellschafterversammlung hat innerhalb von sechs Monaten nach Ab- 
l a i ~ f  des Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Ergebnisverwendung für das vergangene Geschäftsjahr zu beschließen. 

7. Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den gesetzlichen 
Vorschriften des HGB und der GO. 

§ 14 Salvatonische Klausel 

Sollter-i ciinzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden 
oder aiis Rechtsgründen nicht durchgeführt werden können, wird dadurch die 
Wirksai-nkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. An Stelle der unwirksa- 
nien ocltlr undurchführbaren Bestimmung gilt diejenige Bestimmung als verein- 
bar',. welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung entspricht. Im 
Falle vnii Lücken gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, 
was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vernünftigerweise vereinbart wor- 
den wart? hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht. 



Bekanntr-nachungen der Gesellschaft werden - soweit gesetzlich vorgeschrie- 
ben - i i r  Bundesanzeiger veröffentlicht. Sie können daneben auch in der örtli- 
chen Prc:sse veröffentlicht werden. 


